
Erst die deutsche Revolution von 1918  erwirkte auch für die
(Eisenbahn-)Beamten die »Vereinigungsfreiheit«. Nicht län-
ger waren sie dem Kaiser zu Kadavergehorsam, dem Vorge-
setzten zu hierarchisch-militärischer Unterordnung und
Ehrerbietung verpflichtet, nicht länger mussten sie den
Herrschenden mit ihrer staatserhaltenden Gesinnung als
»Stimmvieh« und als Bollwerk gegen die »gemeingefährli-
chen Bestrebungen« der Sozialdemokratie dienen. Im Kai-
serreich stand schon der Verdacht gegen einen Beamten, mit
sozialdemokratischen Gedanken zu sympathisieren, unter
Strafandrohung und eine Organisierung eines Beamten in
ihren Verbänden wurde gar mit der Entfernung aus dem
Beamtenverhältnis verfolgt. Es war die Novemberrevolu-
tion, die die Beamten aus dieser Rechtlosigkeit erlöste und
ihnen neuen Mut einflößte, ja sie sogar dazu brachte,  nicht
länger demütig bittend aufzutreten, sondern ihre sozialen
Rechte einzufordern. 

Und ihre gewonnene politische Reife bewiesen die Beam-
ten, als sie sich im Kapp-Putsch 1920 der spontanen Erhe-
bung der Arbeiterschaft und ihrer Organisationen an-schlos-
sen und den Befehlen der Putschisten verweigerten. Beson-
ders die Reichsbahner hatten am Erfolg des Streiks hervorra-
genden Anteil. Die Putschisten, die alle (militärische) Macht
in ihren Händen konzentrierten, mussten davor kapitulieren,
dass die Eisenbahner den Eisenbahnverkehr lahm legten.
Anders als heute war der Schienenweg damals die »Lebens-
ader der Nation«. Spätestens am 16. März 1920 standen alle
Räder still.

Die Sanierung der Reichsbahn auf dem Rücken 
der Beschäftigten oder:
die Ursachen des Eisenbahnerstreiks 1922

Die Folgen des Ersten Weltkrieges, der auch als »Eisenbahn-
krieg« in die Geschichte einging, waren verhängnisvoll. Die
Überlastung der Bahnen ging an die materielle Substanz und
dementsprechend befanden sich zu Kriegsende die einst
sorgsam gewarteten Loks und Wagen sowie die gesamten
Gleisanlagen in einem maroden Zustand. Mit den persönli-
chen und sachlichen Kräften der deutschen Staatsbahnen sei
während des Krieges der verhängnisvollste Raubbau betrie-

ben worden, konzedierte General Groener, der Reichsver-
kehrsminister 19211). Schon damals forderte ein Teil des
Unternehmerlagers die Privatisierung der Reichsbahn.
Besonders Hugo Stinnes hatte sich der Eisenbahn zuge-
wandt. Auf der Suche nach Wegen, wie die Kohlentransporte
seines Konzerns am effektivsten zu lösen seien, hatte er ein
unmittelbares Interesse an der Reichsbahn. Selbstsicher for-
derte er, man solle die Bahn nur nach dem Muster der Privat-
industrie umgestalten, nach zwölf bis 16 Monaten wäre sie
nicht mehr wieder zu erkennen2). Auch für die industriepoli-
tischen Ziele mussten die Beschäftigten der Reichsbahn mit
Hungerlöhnen zahlen. Als Auftraggeberin der heimischen
war die Reichsbahn zweifellos eine Wirtschaftsmacht, von
der vor allem die Maschinenbauindustrie, die Montanindu-
strie und die Bauindustrie profitierten. Nach dem Krieg
sollte die Bahn mit großen Beschaffungsprogrammen und
Reparaturaufträgen gerade diesen Industriezweigen helfen,
ihre Produktionskapazitäten und -verfahren auf die Bedin-
gungen der Friedenswirtschaft umzustellen und zugleich
auch hier Arbeitsplätze zu sichern3). Zugleich diente die
Reichsbahn den Alliierten seit 1918 als Reparationspfand,
jeder Angriff auf die Reichsbahn hatte also auch außenpoliti-
sche Wirkungen.

Die Sozialdemokratie verweigerte sich der sozialisti-
schen Umwälzung der deutschen Gesellschaft in der Novem-
berrevolution 1918. Mit aller Macht suchte sie die Grund-
lagen der kapitalistischen Wirtschaft zu retten. In der logi-
schen Konsequenz bedeutete dies, dass die arbeitenden Mas-
sen die Kosten des verlorenen Ersten Weltkrieges und den
Wiederaufstieg des Kapitalismus bezahlen mussten – über
die horrende Inflation der Preise aller Artikel des täglichen
Bedarfs und durch verschärfte Ausbeutung. »Der Staat ist
bankrott. Die Beamten spüren es am deutlichsten, sie spüren
es am eigenen Leibe. Der Staat kann sie nicht  mehr
ernähren. Er hat für sie nur Hungerlöhne übrig,« schrieb
Paul Frölich, Abgeordneter der KPD im  Reichstag, in seiner
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Broschüre zum Eisenbahnerstreik4). »Im Durchschnitt sind
die Großhandelspreise auf etwa das 40fache des Friedens-
preises gestiegen. 2000 Mark Monatsgehalt entsprechen also
heute einem Monatsgehalt von 50 Mark der Vorkriegszeit.
Ein verheirateter Lokomotivführer verdient also heute soviel,
wie ein 15-jähriger Hilfsschreiber vor dem Kriege ver-
diente.«5) In weiteren Berechnungen kam Frölich zu dem
Ergebnis, dass die Eisenbahnbeamten allein im Jahr 1921
einen monatlichen Einkommensverlust je nach Gehalts-
gruppe von 28,4 bis 45 Prozent erlitten.6) Auch die Errungen-
schaft der Novemberrevolution, der Achtstundentag, sollte
durch ein Sondergesetz für die Eisenbahner wieder rückgän-
gig gemacht werden, was große Aufregung in breiten Kreisen
der Arbeiterschaft hervorrief.

Seit dem Sommer 1921 drängten die Beamten ihre Orga-
nisationen auf eine automatische Anpassung ihrer Gehälter
an die inflationäre Entwicklung. Im Oktober 1921 fand
tatsächlich eine Besoldungsanpassung statt. Doch diese
Anpassung goss nur zusätzlich Öl ins Feuer. Selbst der sozi-
aldemokratische ADGB zeigte sich unglücklich: »Die Gehäl-
ter der unteren Klassen wurden nicht so erhöht wie die Beam-
ten forderten, dagegen gingen die Erhöhungen der Gehälter
der oberen Klassen weit über das hinaus, was den unteren
Klassen angebracht erschien. So wurde z.B. das Grundgehalt
der Klasse IV von 7500 Mk. auf 16.000 Mk. jährlich erhöht,
während das Grundgehalt der XIII. Klasse von 22.000 Mk. 
auf 80.000 Mk. stieg. Die Unterschiede in den Bezügen wur-
den demnach erheblich größer, wofür die Beamten der unte-
ren Klassen, wie durchaus erklärlich ist, kein Verständnis
aufbringen konnten, zumal sie selbst so schlecht bezahlt blie-
ben, dass der Änderung der Besoldungsverordnung neue
Forderungen auf dem Fuße folgen mussten. Schon Anfang
Dezember reichten die Spitzenverbände neue Forderungen
ein, deren zahlenmäßige Höhe allerdings während der Ver-
handlungen preisgegeben wurde.«7)

Die weitere Entwicklung der Verhandlungen beschrieb
der sozialdemokratisch geführte Allgemeine Deutsche Ge-
werkschaftsbund (ADGB) so: »Die Organisationen, die mit
der Regierung über die Forderungen vom 3. Dezember ver-
handelten, hatten sich überzeugen lassen, dass die Forde-
rungen undurchführbar sind. Sie würden dem Deutschen
Reiche 60 Milliarden Mark  gekostet haben, deshalb waren
sie fallen gelassen worden.«8)

Die »Reichsgewerkschaft Deutscher Eisenbahnbeamter
und Anwärter«, die bisher zusammen mit dem ADGB in
einer Verhandlungskommission mit der Regierung Wirth ver-
handelt hatte, wollte nicht von den gemeinsam beschlosse-
nen Forderungen ablassen. Die Reichsgewerkschaft mit über
200.000 Mitgliedern war im Juni 1920  dadurch entstanden,
dass sich die bis dahin im  Gewerkschaftsbund Deutscher
Eisenbahnbeamten vereinigten 46 Verbände auflösten und 
in neun Fachgewerkschaften zur »Reichsgewerkschaft« (RG)
zusammenschlossen. Die stärkste dieser Fachgewerkschaf-

ten war die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer  mit
ca. 55.000 Mitgliedern. Die Mehrheit der Beschäftigten der
Reichsbahn organisierte hingegen der sozialdemokratisch
geführte und dem ADGB angeschlossene Deutsche Eisen-
bahnerverband (DEV) mit rund 400.000 Mitgliedern (1920)9). 

Am 24.Januar 1922 beschloss der in Berlin tagende erwei-
terte Vorstand der Reichsgewerkschaft, den geschäftsführen-
den Vorstand zu beauftragen, bei den Ministerien und dem
Reichstage vorstellig zu werden und die unverzügliche Erfül-
lung der ursprünglichen Forderungen des Deutschen Beam-
tenbundes (der Dachorganisation  der Reichsgewerkschaft)
vom 3. Dezember 1921 unter nachdrücklicher Betonung der
Notwendigkeit automatischer Anpassung aller Bezüge an die
sinkende Kaufkraft des Geldes zu verlangen. Spätestens nach
Ablauf von fünf Tagen nach Überreichung sollte er  bindende
Erklärungen über deren Annahme oder Ablehnung verlan-
gen.  Zugleich  wurde der Hauptvorstand beauftragt, für den
Fall der Ablehnung unverzüglich das letzte gewerkschaftli-
che Mittel in Anwendung zu bringen. Am 1. Februar
beschloss der Vorstand der Reichsgewerkschaft mit 20 gegen
15 Stimmen den Streik einzuleiten, vermutlich nach scharfer
Kontroverse.

Der  Streik beginnt, Aufruf der Reichsgewerkschaft:

»Ein Wort an die arbeitnehmende  Bevölkerung!
Zum erstenmal führt die Eisenbahnbeamtenschaft einen
Kampf gegen ihre Verwaltung durch. Welche Beweggründe
liegen hierzu vor?

1. Die unteren Gruppen unserer Kollegen sind wirt-
schaftlich zusammengebrochen infolge ungenügender Be-
zahlung. Trotz schwerster Tag- und Nachtdienstleistung,
trotz Sonn- und Feiertagsdienst stehen ganze Gruppen unter
dem Existenzminimum.

2. Man will uns durch ein Sondergesetz des Arbeits-
zeitgesetzes zum Preisgeben des Achtstundentages zwingen.
Unsere hierzu gestellten, der Verwaltung weit entgegenkom-
menden Anträge wurden glatt abgelehnt. Auf unsere an die
Regierung gerichtete Eingabe würdigt man uns keiner Ant-
wort. Inzwischen werden Dienstpläne eingeführt, die alle
Errungenschaften der Umwälzung vollständig beseitigen
und uns noch unter die rechtlosen Zustände der Vorkriegs-
zeit  hinabbringen. Hat man uns erst wieder vollständig ent-
rechtet, folgt die freie Arbeiterschaft nach.

Darum erkennt, dass unser Kampf euer Kampf ist!«
(1. Februar 1922)10)

Die Regierung glaubte, der Lage Herr zu werden, indem
sie den Beamtenstreik schlicht verbot. Gestützt auf Artikel
48, Absatz 2 der Weimarer Verfassung erließ der Reichspräsi-
dent Ebert das Verbot des Beamtenstreiks. Den Beamten der
Reichsbahn ist ebenso wie allen übrigen Beamten die Ein-
stellung oder Verweigerung der ihnen obliegenden Arbeit
verboten. »Wer einen Beamten der Reichsbahn zu  einer hier-
nach verbotenen Einstellung oder Verweigerung der Arbeit
auffordert oder anreizt, wird mit Gefängnis und mit Geld-
strafe bis zu 50.000 Mark oder mit einer dieser Strafen
bestraft.«11)

Der Berliner Polizeipräsident Richter, auch Sozialdemo-
krat, erließ weitergehende Ausführungsbestimmungen: Alle
zur Durchführung des Streiks bestimmten Gelder sind  zu
beschlagnahmen, die Drucklegung von Streikaufrufen ist zu
verhindern, Personen, die zum Streik aufrufen, sind festzu-
nehmen.12)
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Eindrucksvoll schilderte Paul Frölich den Verlauf des
Streiks und die Einmischung des ADGB: »Obwohl die Ver-
sendung von Streiktelegrammen von  Groener gegen Gesetz
und Recht verboten war, wurde in ganz Norddeutschland 
am 2. Februar das rote Signal aufgezogen, der Verkehr still-
gelegt. Nur im besetzten Gebiet am Rhein konnte sich der
Streik trotz des Willens der Eisenbahner nicht durchsetzen.
Die Besatzungsbehörde militarisierte das Eisenbahnpersonal
und unterstellte es dem Kriegsrecht. Dennoch gelang es den
Eisenbahnern  auch hier, den Verkehr stark einzuschränken,
indem sie rechtzeitig einen großen Teil des rollenden Materi-
als nach dem unbesetzten Gebiet brachten. In Baden und
Württemberg wurde erst einige Tage später der Streik be-
schlossen, kam aber nicht mehr zur Durchführung. Bayern
blieb abseits. Aber abgeschnitten vom Verkehr mit Nord-
deutschland und dank des tschechischen Kohlenarbeiter-
streiks konnte auch in Bayern der Verkehr nur notdürftig 
aufrechterhalten werden. 

Die Taktik der Reichsgewerkschaft war sehr geschickt. Sie
zog zunächst nur das wichtigste Zugpersonal aus den Betrie-
ben heraus. Dadurch erreichte sie den vorläufigen Zweck
vollkommen, und sie sicherte sich für die Zukunft Reserven,
die sie später ins Gefecht werfen konnte. Auf Grund dessen
konnten in den ersten Streiktagen jene sonderbaren  offiziel-
len Streiktelegramme der Eisenbahndirektionen erscheinen,
in  denen es fast gleichlautend hieß: Personal fast vollständig
erschienen, Verkehr ruht vollständig. So geschickt diese Tak-
tik, so glatt, reibungslos und energisch ihre Durchführung.
Die Eisenbahner gaben damit ein Musterbeispiel für einen
großen wirtschaftlichen Kampf.

Durch diese Einheitlichkeit des Kampfes und seine rück-
sichtslose Durchführung war die Regierung mattgesetzt. Wo
blieben jetzt ihre großen Gebärden, ihre Verbote, ihre Dro-
hungen? Sie war machtlos. Zwar verhaftete sie gleich am
ersten Streiktage den Lokomotivführer Sperlbaum aus Rowa-
wes, 1. Vorsitzenden der Lokomotivführergewerkschaft, und
den Kassierer der Reichsgewerkschaft, den Oberschaffner
Taenzer, zwar verbannte sie die Streikleitungen in die Illega-
lität, zwar beschlagnahmte sie Millionen Unterstützungsgel-
der in Berlin und Hamburg – aber das waren Maßregeln, die
den Streik nicht schädigten, sondern die Erregung nur noch
steigerten.

Die Regierung brauchte Hilfstruppen.  Ihr genügte nicht
die schamlose Hetze fast der gesamten Presse. Sie brauchte
eine große Autorität, und diese Autorität fand sich in der Lei-
tung des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes. Die-
sem war der Streik im höchsten Maße unbequem. Die Führer
der Freien Gewerkschaften üben seit langer Zeit die Taktik,
jeden größeren Streik zu verhindern. Das erfordert ihre ganze
Wirtschaftspolitik. Man kann nicht in der Regierung sitzen
als Wirtschaftsminister, als Arbeitsminister, als Minister des
Innern, als Handelsminister, wo man gezwungen ist, kapita-
listische Politik zu treiben – die Herren entschuldigen sich
immer damit, dass sie gegen die Geheimräte nicht aufkom-
men könnten; entscheidend aber ist, dass der kapitalistische
Charakter des Staates und der Regierung jede Arbeiterpolitik
verhindert – man kann nicht in den Arbeitsgemeinschaften
mit den Unternehmern zusammen die kapitalistische Wirt-
schaft wiederaufbauen wollen und zugleich rücksichtslos die
Interessen der Arbeiter vertreten. Man kann nicht seine Sorge
darauf richten, dass der Kapitalismus die nötigen Profite 
zur Kapitalaufhäufung macht und dabei den Arbeitern an-

gemessene Löhne erkämpfen. Jeder große Streik erschüttert
die Grundlagen einer solchen Wirtschaftspolitik. Deshalb
sind die Gewerkschaftsführer entschiedene Gegner großer
Wirtschaftskämpfe. Die Folge davon ist die fortschreitende
Verelendung des Proletariats.

Darum auch war es nicht verwunderlich, dass die Führer
des Gewerkschaftsbundes die ganze Wucht ihrer Autorität
gegen den Eisenbahnerstreik einsetzten. Formale Gründe
waren schnell gefunden. Es wurde behauptet, die Reichsge-
werkschaft habe gegen die anerkannten Regeln der Gewerk-
schaften, ohne vorher alle Verhandlungsmöglichkeiten aus-
zunützen,  den Streik beschlossen. Das ist Unsinn und Lüge
zugleich. Es gibt keine ›anerkannten gewerkschaftlichen
Grundsätze‹. Über die Gewerkschaftstaktik bestehen starke
Meinungsdifferenzen. Außerdem ist jeder Einzelfall beson-
ders zu bewerten. Die Reichsgewerkschaft aber, statt blind
vorwärts zutreiben, hat mit Ultimatum und der Proklamie-
rung des Streiks lange genug gezögert. Erst als sich heraus-
stellte, dass die Regierung den Beamten nur ein paar Bettel-
pfennige vorwerfen und zugleich die Schlinge des Arbeits-
zeitgesetzes überwerfen wollte, rief sie zum Kampfe auf.«13)

Aus verschiedenen Teilen des Reiches erreichten den
ADGB-Vorstand Aufforderungen, den Generalstreik zu pro-
klamieren. Die Mitglieder des ADGB wollten nicht zulassen,
dass das Koalitionsrecht für Beamte durch präsidiale Not-
verordnung aufgehoben und der Angriff auf  den in der Re-
volution erkämpften Achtstundentag durch ein besonderes
Arbeitszeitgesetz für Eisenbahner angegriffen wurde. Der
Vorsitzende des ADGB, Leipart, beeilte sich, bei der Regie-
rung als Vermittler vorstellig zu werden. Ihm gelang es auch
nicht, dass die Notverordnung zurückgenommen wurde,
dennoch stellte er sich mit anderen Spitzenverbänden willig
in den Dienst der Regierung. Mit dem Datum des 3. Februar
erging an die Arbeiter, Angestellten und Beamten der Aufruf
an alle im Streik befindlichen Eisenbahner, »die Arbeit sofort
wieder aufzunehmen.« Der Reichsgewerkschaft wurde vor-
geworfen, dass sie es absichtlich unterlassen habe, dem
Wunsche der übrigen betroffenen Gewerkschaften nach
einem gemeinsamen Vorgehen nachzukommen. »Es ist uner-
träglich, wenn eine einzelne undisziplinierte Gruppe in solch
unverantwortlicher Weise mit dem Schicksal der gesamten
Bevölkerung spielt.« Entgegen den Fakten versicherte die
Erklärung: »Die Reichsregierung erklärte ferner ausdrück-
lich, dass alle Gerüchte und Behauptungen über eine beab-
sichtigte Beschränkung der verfassungsmäßigen Koalitions-
freiheit durchaus unbegründet sind. Damit ist die Berück-
sichtigung der berechtigten Beamtenforderungen und der
Schutz des Koalitionsrechts aller Arbeitnehmer  gesichert.«14)

Der Streik verschärft sich 

Auf diesen Verrat antwortete die Reichsgewerkschaft damit,
dass sie den Kampf verschärfte und weitere Mitglieder in den
Streik zog. Folgen wir wieder der Schilderung von Paul Frö-
lich: »Die im Deutschen Eisenbahnerverband organisierten
Arbeiter schlossen sich dem Streik an. Schon am 2. Februar
hatten die Berliner Eisenbahnarbeiter den Streik mit 500
gegen zwei Stimmen der Funktionärsversammlung beschlos-
sen. Gegen den Willen ihrer Verbandsleitung. Diese hatte
zwar die Forderungen der Beamten am 3. Dezember mit
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beschlossen. Jetzt aber erklärte sie im Verbandsblatt: ›Also
kaltes Blut! Lasst Euch nicht dazu missbrauchen, der RG
ihren verfahrenen Karren wieder aus dem Dreck zu ziehen.‹
Sie drohte alle Ortsgruppen aus dem Verbande auszusch-
ließen, die in den Streik  treten würden. Das tat sie trotz eines
papiernen Protestes gegen den Ebert-Erlass. Die Ortsverwal-
tung Berlin aber erklärte, dass für sie allein die Beschlüsse
der Funktionäre in Betracht kämen. Die Eisenbahnarbeiter
im Reiche folgten. Streikmeldungen lagen aus Hamburg,
Magdeburg, Leipzig, Erfurt, Gotha, Frankfurt und vielen
anderen Städten vor.

Damit war die Einheitsfront der Beamten und Arbeiter
der Eisenbahn geschlossen. Schulter an Schulter standen sie,
800.000 Mann. (Hervorhebung d. Verf.) Die Telegraphenar-
beiter traten in Berlin und anderen Städten auf ihre Seite.
Der Metallarbeiterverband genehmigte den Streik für seine
beteiligten Mitglieder. Weiter verschärft wurde die Situation
durch den Eintritt der städtischen Arbeiter von Berlin in den
Kampf. Von den öffentlichen Verkehrsmitteln blieb nur die
Hochbahn im Gange. Gas, Wasser und Elektrizitätswerke
lagen still.

Trotz der niederträchtigen Presshetze konnten sich die
Streikenden auf die Sympathie der Massen des arbeitenden
Volkes stützen. Die der Reichsgewerkschaft befreundeten
Beamtenorganisationen erklärten, hinter ihrem Kampfe zu
stehen.  Die Sipo nahm eine sehr wohlwollende Haltung ein.
Sie, die gegen die Streikenden  aufgeboten wurde, sammelte
für sie Gelder.

Von allen Seiten liefen Proteste gegen die Unter-
drückungsmaßnahmen der Regierung und den Verrat des
ADGB ein. Der Berliner Gewerkschaftskommission gab dem
Druck der Massen nach, wandte sich gegen die Spitzenorga-
nisationen und wies die Regierung auf die Gefahr eines 
Generalstreiks hin. Eine von über 700 Betriebsräten der Groß-
betriebe besuchte Versammlung übte scharfe Kritik an dem
Verhalten der Spitzenorganisationen und setzte sich ent-
schieden für die Kämpfenden ein. Selbst die Betriebsräte-

Generalversammlung der freien Gewerkschaften, die haupt-
sächlich aus SPD- und USPD-Getreuen zusammengesetzt ist,
ließ sich nicht durch das demagogische Spiel Emil Barths15)

verwirren. Sie forderte die Proklamierung des Generalstreiks
durch die Spitzenverbände. Zahlreiche Betriebsrätever-
sammlungen im Reiche riefen ebenfalls nach dem General-
streik.«16)

Breite Zustimmung in der Arbeiterschaft

Vielerorts wurden die Unterstützung und die Ausweitung
zum Generalstreik gefordert. So unter anderem auf der am 
7. Februar im Berliner Gewerkschaftshaus tagenden Be-
triebsräte-Generalversammlung. Sie nahm mit großer Mehr-
heit folgende Resolution an: 

»Angesichts des harten Kampfes der Eisenbahner, Beam-
ten und Arbeiter um ihre Existenz und der unversöhnlichen
Haltung der Regierung hält die Groß-Berliner Betriebsräte-
Generalversammlung die Proklamierung des Generalstreiks
für ganz Deutschland für unbedingt notwendig und fordert
die Betriebsräte-Zentrale auf, in diesem Sinne auf die Spit-
zenverbände einzuwirken.

Die Forderungen des Generalstreiks sind:
1. Zurückziehung der Ebert- und Richter-Verordnung
2. Unbedingter Schutz des Koalitionsrechtes
3. Zurückziehung des Arbeitszeitgesetzes
4. Verhandlungen mit den streikenden Eisenbahnern

über ihre materiellen Forderungen
5. Befreiung der verhafteten Streikführer und Heraus-

gabe der beschlagnahmten Streikgelder
6. Enteignung der Kohlen- und Eisenbergwerke zur

Herstellung der Rentabilität der Eisenbahnen
7. Keine Maßregelungen«17)

Politische Rückendeckung fanden die Streikenden fast
ausschließlich bei der Kommunistischen Partei. Sie brachte
die Angelegenheit in den Reichstag, forderte die Aufhebung
der Notverordnung, die Freilassung der verhafteten Streik-
führer, Rückgabe der beschlagnahmten Gelder. An die Regie-
rung richtete sie die Forderung, sofortige Verhandlungen mit
den Organisationen der Streikenden aufzunehmen, keine
Maßregelungen, Verhinderung des Arbeitszeitgesetzes, keine
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Verminderung des Personalbestandes in den Reichsbetrie-
ben. In ihren Veröffentlichungen suchte die KPD die Strei-
kenden gegen die Angriffe der und Hetzjagden der bürgerli-
chen und sozialdemokratischen Blätter zu verteidigen und
zu organisieren. Folge war, dass kommunistische Zeitungen
in Stuttgart und Hamburg beschlagnahmt und ihre Redak-
teure strafrechtlich verfolgt wurden.

»Das Verbrechen der Eisenbahner.« Auf dieses Leitthema
hatte sich fast die gesamte Presse bis hin zum sozialdemo-
kratischen Vorwärts eingeschossen. Der Titel »Verbrecher«,
den Kommunisten seit den Tagen des Januar 1919 angehängt,
wurde jetzt an die Eisenbahnbeamten weitergegeben. Und
natürlich durften auch die Märchen vom kommunistischen
Putsch und dem »rollenden Rubel« nicht fehlen. Vom »Mas-
sensterben in den Krankenhäusern« wurde geschwindelt,
weil Milch, Wasser, Lebensmittel und Strom die Kranken-
häuser angeblich nicht erreichten. Diese Berichte waren die
Begleitmusik, um die »Technische Nothilfe«, eine Organisa-
tion, in der viele Kapp-Putschisten Zuflucht gefunden hat-
ten, gegen die Streikenden einsetzen zu können. Die von den
Streikenden organisierten Notdienste wurden nicht ange-
nommen, ihre Einsatzkräfte von den Lokomotiven herunter-
geholt.

Der Eisenbahnerstreik 1922 – ein politischer Kampf

»Treten die Eisenbahner in den Streik, dann richtet sich ihr
Angriff gegen den Staat. Es handelt sich dann ganz selbstver-
ständlich um einen politischen Kampf. Sie wollen damit eine
Entscheidung der Regierung und des Parlaments zu ihren
Gunsten erzwingen. …

Selbst wenn die Eisenbahnen kein Reichsbetrieb wären,
wenn sie sich in den Händen von Privatunternehmen befän-
den, wäre ihr Streik doch politisch. Für das Leben des Staa-
tes ist das richtige Funktionieren des Verkehrs von unge-
heurer Bedeutung. Wird der Verkehr für längere Zeit stillge-
legt, dann hören die Staatsfunktionen auf. … Bei einem sol-
chen Verkehrsstreik muss der Staat um seiner selbst willen
eingreifen. Wäre das Verkehrssystem in Privathänden, dann
müsste der Staat den Streik beenden durch einen Druck auf
die Streikenden oder auf die Unternehmer oder auf beide
zugleich. Ein Eisenbahnerstreik ist also in jedem Falle ein
politischer Kampf.

Die kämpfenden Eisenbahner haben sich darauf versteift,
immer wieder zu erklären: Wir führen einen rein wirtschaftli-
chen Kampf. Das war objektiv richtig nur soweit, als sie kein
anderes Ziel hatten, als die Sicherung ihrer Lebenslage. Das
war taktisch klug, solange die Eisenbahner glauben konnten,
für einen so rein wirtschaftlichen Kampf größere Sympathien
in der Öffentlichkeit zu erringen und, solange es geboten war,
Rücksicht darauf zu nehmen, dass ihre eigenen Kollegen-
schaft den verschiedenen politischen Parteien angehörte.
Das wurde zum Verhängnis in dem Augenblick, als es sich
um Sieg oder  Niederlage handelte.

Als sich der politische Charakter des Streiks klar heraus-
gestellt hatte, wurde der Streik ohne positives Ergebnis ab-
gebrochen. Die Furcht, diesen politischen Charakter aner-
kennen zu müssen, war eines der Hauptmotive für den 
Streikabbruch.

Wir sehen darin eine der Schwächen, die stets Begleiter-
scheinungen in Kämpfen auf neuem Gebiet sind. Aber die
Überwindung dieser Schwäche ist dringend notwendig. Man
kann nicht ungestraft Notwendigkeiten aus dem Wege gehen.

Man muss das Ganze wollen, um etwas zu erreichen. ›Ver-
kleidung gilt auf dem Markte der Geschichte nicht‹.«18)

Der Abbruch des Streiks

Hinter den Kulissen kam es zu weiteren Verhandlungen der
gewerkschaftlichen Spitzenorganisationen mit der Regie-
rung. Auch der Deutsche Beamtenbund, die Dachorganisa-
tion der Reichsgewerkschaft, wurde jetzt zu den Gesprächen
hinzugezogen, nachdem er die ausdrückliche Versicherung
abgegeben hatte, dass er den Streik ablehne und das Vorge-
hen der Reichsgewerkschaft missbillige. Am 7. Februar wur-
den zu den Verhandlungen doch zwei bisher abgelehnte Ver-
treter der Streikleitung zugelassen und völlig überraschend
wurde der Abbruch des Streiks verkündet:

»Die Reichsgewerkschaft gibt die Versicherung ab, dass
sie noch heute Abend den Streik der Reichsgewerkschaft für
beendet erklären wird, nachdem der Reichskanzler seiner-
seits im Namen der Reichsregierung ausgeführt hat, dass bei
sofortigen Abbruch des Streiks die Disziplinierung nach den
vom Gesamtkabinett aufzustellenden Richtlinien erfolgen
wird. Die Reichsregierung wird bei sofortigem Abbruch des
Streiks in der Anwendung und Durchführung der Disziplin-
armaßnahmen von Massendisziplinarmaßnahmen und Mas-
senentlassungen absehen.«19)

Zögernd und unzufrieden, auch unter Protest, leisteten
die Beamten Folge, teils am 8., teils erst am 9. Februar. Die
übrigen am Streik beteiligten Gewerkschaften brachen ihn
ebenfalls ab.

Zum Hintergrund des Streikabbruchs

Mit diesem Zugeständnis verwandelte die Reichsgewerk-
schaft den Kampf in eine Niederlage. Große Teile der Arbei-
terschaft standen nach wie vor geschlossen hinter dem
Streik, viele Produktionen konnten nicht mehr weitergefah-
ren werden, in Düsseldorf waren die Hüttenarbeiter in den
Streik getreten, die Regierung Wirth wankte. Die Führung der
Reichsgewerkschaft bekam offensichtlich Angst vor den
politischen Wirkungen ihres Streiks, eine neue Mehrheit in
der Führung setzte sich offensichtlich für den Abbruch des
Streiks durch. Über eine Tagung des erweiterten Vorstandes
der Reichsgewerkschaft am 16. und 17. Februar wusste die
Presse zu berichten:

»Die Reichsgewerkschaft habe keinen Fußbreit nachgege-
ben, sondern auf der Höhe ihrer Kraft den Streik abgebro-
chen, um  zu verhindern, dass die Kommunisten die Bewe-
gung zu ihren Gunsten ausnützen. Die Reichsgewerkschaft
habe, so erklärt der Redner, den Streik nicht abgebrochen,
sondern nur unterbrochen, um der Regierung eine  Atem-
pause zu gewähren.«20)

»Sind das Männer oder sind das Kinder«, stichelte die
sozialdemokratische Gewerkschaftsführung des ADGB, die
von vornherein alles zur Niederlage des Streiks unternom-
men hatte. In  der Tat zeigte der Beschluss der Reichsgewerk-
schaft, wie unfertig noch die Beamten und ihre Organisatio-
nen für einen großen wirtschaftlichen Kampf waren. Aus
Angst vor den Kommunisten schenkte man der feindlichen
Regierung eine Atempause. »Auf der Höhe der Kraft« wurde
der Kampf abgebrochen, weil sich die Leitung vor dem poli-
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tischen Charakter des Kampfes fürchtete. Dasselbe Motiv, das
die sozialdemokratisch geführten Gewerkschaften dazu ver-
anlasste, jeden größeren wirtschaftlichen Kampf aus Angst
vor den politischen Konsequenzen zu vorn herein verhin-
dern und dass die Reichsgewerkschaft mit der Aufnahme des
Streiks ja gerade zu Recht kritisiert hatte, sollte jetzt den
Abbruch des Streiks rechtfertigen?!

Die Lehren des Streiks

Paul Frölich verallgemeinerte die Schwächen der Streiken-
den und der Arbeiterschaft: »Solche Politik ist nur möglich,
wenn sich die Gewerkschaftsführer auf eine Autorität bei den
Massen stützen können, solange die Arbeiter die Hohlheit
jener Macht nicht erkannt und noch kein Selbstvertrauen
gewonnen haben. Die Eisenbahner haben diese Autorität
erschüttert, die Beamten, indem  sie auf den Machtspruch
pfiffen, die Mitglieder der Deutschen Eisenbahnerverbandes,
indem sie trotz des Befehls ihrer Leitung Solidarität übten.
Damit ist eine neue Epoche des  Arbeiterkampfes vorbereitet
und eingeleitet worden. (…) Es darf wohl  behauptet werden,
dass in der Arbeiterschaft sowohl das Verständnis für den
politischen Charakter des Eisenbahnerstreiks als auch der
Wille zu solchem Kampfe viel stärker waren, als in der Beam-
tenschaft. Aber sie ließen sich täuschen über die Kraft und
die Erfolgsmöglichkeiten des Kampfes durch den grandiosen
Eindruck der Geschlossenheit und Disziplin der Eisenbahner
und der Stilllegung des Verkehrs. Sie glaubten, die Eisen-
bahner könnten es allein schaffen.

Aber in diesem Kampfe stand die ganze Regierungspoli-
tik auf dem Spiele. Die Regierung konnte keine Konzessionen
machen. Unterlag sie, dann war sie erledigt. Deshalb wurde
der Streik zum Kampf für den Sturz der Regierung. Das aber
ist eine Aufgabe, die nicht von einer Arbeiterschicht allein
gelöst werden kann. Das ist eine Aufgabe der gesamten
Arbeiterklasse. Der Verkehrsstreik musste zum Generalstreik
erweitert werden. Das wurde nur dumpf gefühlt, aber nicht
klar erkannt, denn der Generalstreik wurde erst eine Forde-
rung an die Führer,  noch nicht der Wille der Massen.

Die Eisenbahner lehrt der Streik: Um eures Lebens wil-
len müsst ihr den politischen Charakter eurer Kämpfe
erkennen und wollen.

Der Arbeiterklasse lehrt er: In Kämpfen, wo so Hohes
auf dem Spiele steht, in Kämpfen, die politischen Charak-

ter haben, dürft ihr nicht zögern. Dann gehört ihr in die
Front  hinein.«21)

Die Folgen des Streikabbruchs

Mit dem Abbruch des Streiks wurden die Eisenbahner,
Beamten und Arbeiter nicht nur um ihre wirtschaftlichen
Ziele gebracht, sondern der Rache der Sieger ausgeliefert.
Zwar hatte der Reichskanzler Wirth  der Führung der Reichs-
gewerkschaft in den Verhandlungen die feierliche Zusage
gemacht, »dass von Maßregelungen keine Rede sein kann.«
Um allerdings die Autorität der Regierung zu retten, müssten
die »direkten Führer« bestraft werden, »es kommen zwei
Herren in Frage.«

Im Kabinett allerdings konnte sich Wirth nicht durchset-
zen, Verkehrsminister Groener siegte mit der Auffassung, die
streikenden Beamten müssten die ganze Härte der Gesetze
spüren. Nur als Beispiele zählte Paul Frölich auf: »In Groß-
Berlin wurden vorgenommen: 2500  Kündigungen,  87 Enthe-
bungen vom Dienst, 100 Entlassungen; in Frankfurt a. M.:
4000 Kündigungen, 500 Enthebungen vom Dienst, sechs Dis-
ziplinarverfahren, 100 Entlassungen; in Erfurt 87 Entlassun-
gen, in Altona 26, in Wilhelmsburg sechs, Hamburg 68 Ent-
lassungen. In wenigen Tagen lagen der Reichsgewerkschaft
7000 Meldungen über Maßregelungen vor.«

Wie das Versprechen, keine Maßregelungen einzuleiten,
so brach die Regierung auch die anderen Zusagen an die
Reichsgewerkschaft. Das Arbeitszeitgesetz trat zwar erst im
Sommer 1922 in Kraft, wurde aber schon vorher auf kaltem
Wege praktiziert. Die am 10. März 1922 aufgenommenen Ver-
handlungen über Löhne und Gehälter schleppten sich mona-
telang hin und blieben für die bedürftigsten Gehalts- und
Lohngruppen wieder völlig ungenügend. Wie sehr die Regie-
rung und das Unternehmerlager durch den Streik verunsi-
chert worden waren, zeigte sich daran, dass sie den Etat für
die Streikbrecherorganisation »Technische Nothilfe« mit den
Stimmen der Sozialdemokratie beträchtlich aufstockten.

Überdies sah der am 16. Februar 1922 veröffentliche
Haushaltsentwurf der Eisenbahn vor, dass im Laufe des 
Jahres 50.000 Köpfe, allein bis zum 1. April schon 20.000
Beschäftige eingespart werden sollten. Die Niederlage der
Eisenbahner sollte schleunigst für die Sanierung der Staats-
bahn auf Kosten der Beschäftigten genutzt werden, den Strei-
kenden sollten sollte alle Schuld für den Personalabbau
zugeschoben werden.

Nach dem abgebrochenen Streik verfielen die Gewerk-
schaftsverbände der Eisenbahner zusehends. Viele Mitglie-
der wandten sich enttäuscht von ihren Organisationen ab. In
der Führung der Reichsgewerkschaft und im DEV konnten
sich verstärkt die Kräfte durchsetzen, die die Zusammenar-
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Das Interesse  war groß, die Zeit viel  zu kurz. Zirka 130 Kol-
leginnen und Kollegen drängten sich teilweise ohne Sitz-
platz im ver.di-Center im Hamburger Gewerkschaftshaus,
um sich über den Streik der GDL zu informieren oder mit
den Streikenden zu solidarisieren. Gekommen waren
zumeist Gewerkschaftsaktive aus mehreren Gewerkschaf-
ten: voran die streikenden Kolleginnen und Kollegen der
GDL und Mitglieder der »Konkurrenz« Transnet/GDBA.
Daneben Kolleginnen und Kollegen der IG Metall, auch
hauptamtliche Sekretäre, viele Mitglieder der Gewerk-
schaft ver.di vom Einzelhandel über die Krankenhäuser,
den Hafen bis zum Ortsverein Fachbereich 8 (ehemals IG
Medien) einschließlich hauptamtlicher Sekretäre. Auch
Teilnehmer der Hamburger Montagsdemo mit Gästen aus
Gera diskutierten mit.

In seiner Begrüßung erwähnte ein Kollege aus dem Orts-
vereinsvorstand besonders, dass sich schon zweimal strei-
kende Kolleginnen und Kollegen des Einzelhandels in Ham-
burg und Eisenbahner der GDL getroffen hätten, um sich
gegenseitig über ihren Streik zu informieren und Mut zuzu-
sprechen. Und wenn jetzt von Politikern von »beispielloser
Eskalation« geredet werde, erinnerte er an den Eisenbahner-
streik von 1922, bei dem im ganzen Deutschen Reich rund
800.000 Eisenbahner im Ausstand waren, und damals waren
die Lokführer alle Beamte. Auf diesen Streik habe die Ebert-
Regierung mit dem generellen Steikverbot für Beamte rea-
giert – was bis heute noch gelte. 

Dieter Born, DGB-Vorsitzender in Bergedorf, leitete mit
einigen Thesen ein und führte aus, dass es keinen Streik
gegeben habe und gibt, der keinen Schaden anrichtet und bei

beit mit der Regierung suchten und sich der Politik der »Zen-
tralarbeitsgemeinschaft« unterordneten. Allein die Betriebs-
rätewahlen 1922 zeigten, dass die Kommunisten deutlich an
Ansehen gewannen. Nie zuvor waren so viele kommunisti-
sche Kandidaten aufgestellt worden, nie zuvor erhielten sie
so viele Stimmen. In solchen wichtigen Zentren wie Berlin,
Chemnitz, Leipzig, Dresden entstanden Betriebsräte, deren
Mitglieder überwiegend Kommunisten waren. »Nach dem
misslungenen Beamtenstreik bemühte sich … die Leitung des
Deutschen Eisenbahnerverbandes nach innen stärker um
mehr gewerkschaftliche Disziplin. Strikt ging sie gegen ein-
zelne Orts- und Betriebsgruppen vor, die sich nicht an die
Gewerkschaftslinie hielten. Ab 1922 begann man damit, alle
der KPD nahe stehenden Gruppen aufzulösen, um so den
Widerstand gegen die neue ›Sozialpartnerschaft‹ zwischen
dem Staat als Arbeitgeber und den gewerkschaftlich organi-
sierten Arbeitnehmern zu  brechen.«23)

Die Weimarer Verfassung und das Recht 
des Beamtenstreiks

Bleibt noch nachzutragen die Frage des Streikrechts für
Beamte. In der Weimarer Verfassung war den Beamten das
volle Koalitionsrecht zugesichert: »Die Vereinigungsfreiheit
zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbe-
dingungen ist für jedermann und für alle Berufe gewährlei-
stet.« In der Nationalversammlung führte der sozialdemokra-
tische Abgeordnete Kronen aus: »Wir halten die volle Koali-
tionsfreiheit der Beamten, einschließlich des Streikrechtsfür
notwendig. (...) Wie soll sich denn der Beamte helfen, falls
mal die Regierung ans Ruder kommt, die für die Bedürfnisse
der Beamten kein Verständnis hat?« Auch Gerichte hatten
das Streikrecht für Beamte anerkannt. In dem Statut der
Reichsgewerkschaft, welches vom Berliner Polizeipräsiden-
ten und dem Amtsgericht genehmigt werden musste, hieß es
ausdrücklich: »Die Reichsgewerkschaft bezweckt unter
Anwendung aller gewerkschaftlichen Mittel die Wahrung
gemeinsamer Standes- und Berufsinteressen der Eisenbahn-
beamten und ihrer Anwärter.« Allerdings fiel die Verteidi-
gung des Streikrechts der Beamten durch die Sozialdemokra-
tie von Jahr zu Jahr schwächer aus. Eingebunden in die Wei-
marer Koalition war es Aufgabe ihrer Politik, den Staats-
bankrott durch Abwälzung der Lasten auf die Schultern der

Staatsdiener abzuwenden, überhaupt die Kosten der Wieder-
aufrichtung der kapitalistischen Wirtschaft an die arbeitende
Bevölkerung weiterzugeben. Viele Versprechungen mussten
deshalb gebrochen werden, was gestern noch ein Punkt ihres
Programms war, musste kurz darauf fallen gelassen werden.
Ja, solange das Streikrecht für Beamte noch eine theoretische
Frage war, wurde es hochgehalten. Die Sanierung des Staats-
haushalts war aber eine praktische Frage und konnte nur
gelingen, wenn die Beamten stillhielten. Was aber, wenn sie
von ihrem Recht auf Streik Gebrauch machten? So erklärt
sich, dass der sozialdemokratisch geführte ADGB den
Angriff auf das Streikrecht der Eisenbahner durch die Ebert-
sche Notverordnung unter dem Druck der mobilisierten
Arbeiterschaft nur äußerst schwach parierte. Als Leipart,
Vorsitzender vom ADGB, in dieser Angelegenheit bei der
Regierung vorstellig werden musste, begnügte er sich mit
dem lapidaren Bescheid, dass der Erlass mit der Beendigung
des Streiks gegenstandslos würde. Dennoch behauptete der
ADGB in seiner Erklärung an die Streikenden kühn, der
Schutz des Koalitionsrechts aller Arbeitnehmer sei gesichert.
Die Niederlage der Eisenbahner im Streik 1922 bedeutete fak-
tisch das Ende des Rechts auf Streik der Beamten. Das Koali-
tionsrecht für Beamte vertrug sich nicht länger mit der Auf-
gabe, die Staatsfinanzen zu sanieren!

Wie die Niederlage der Eisenbahner 1922 bis heute nach-
wirkt, beschreibt der Arbeitsrechtler Michael Kittner: »Die
Notverordnung vom 1. Februar wurde, wie den Spitzenorga-
nisationen zugesagt, am 9. Februar wieder aufgehoben. Wenn
man so will, gab es jetzt keinen legislativen Akt zum Thema
des Beamtenstreiks mehr. Aber in Straf-, Disziplinar- und
Schadensersatzprozessen wurden die Gerichte aller Ge-
richtszweige damit befasst, und alle Reichsobergerichte
(ebenso wie das Preußische Oberverwaltungsgericht) be-
stätigten die Rechtswirksamkeit der Verordnung des Reich-
spräsidenten vom 1. Februar und das generelle Streikverbot
für Beamte. (…) Damit war die Frage des Streikverbots für
Beamte in der Weimarer Republik abschließend entschie-
den – bis heute.«24)

Die 40-seitige Broschüre von Paul Frölich ist als Reprint für
2,50 Euro (in Briefmarken) über unsere Redaktionsadresse
zu beziehen.
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Bericht von einer Veranstaltung in Hamburg




